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Statement 
über den Staat Deutschland 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Bürgerinnen und Bürger, 
liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter für ein: 
 

 
gerechtes Deutschland 

 
 
Zuerst muss die Frage geklärt werden, was dieses Deutschland 
eigentlich ist. 
 
Eine häufig geäußerte Erklärung ist, Deutschland sei 
 

a. das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 so, wie es das 
Bundesverfassungsgericht 1973 festgestellt hatte 

b. nach einer anderen Erklärung, Deutschland in den Grenzen 
von 1937 mit Verweis auf die Weimarer Verfassung, die vom 
Volk nicht durch Volksentscheid gebilligt wurde 

c. das Land in den Grenzen von 1937 mit Verweis auf die  
Kaiserverfassung von 1871 

d. wie es unsere Politeska erklärt, die BRD seit dem 03. 
Okt. 1990 Deutschland 

e. die BRD als Rechtsnachfolger des DR und das in den 
Grenzen von 1937, was dieselbe Politeska 2008 versuchte, 
vor dem Internationalen Gerichtshof anerkennen zu lassen 

 
Keine dieser Annahmen entspricht der Wahrheit, auch nicht seit 
dem 03. Oktober 1990. 
 
 
Aus dem Deutschen Teilstaat Ost (DDR) und dem Teilstaat West 
(BRD) inkl. ganz Berlin wurde am 03. Okt. 1990 gemäß Artikel 1 
Abs. 1 des 2+4 Vertrages das vereinte Deutschland: 
  

Artikel 1 des 2+4 Vertrages 
(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 
Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen. Seine Außengrenzen werden die Grenzen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland sein und werden am Tage 
des Inkrafttretens dieses Vertrags endgültig sein. Die Bestätigung des endgültigen Charakters der 
Grenzen des vereinten Deutschland ist ein wesentlicher Bestandteil der Friedensordnung in Europa.  
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Wie aus der obigen Bekanntmachung ersehen werden kann, wurde 
von dem vereinten Deutschland am 13. Oktober 1990, die am 03. 
Oktober 1990 unterzeichnete Ratifikationsurkunde für 
Deutschland als Staat hinterlegt. 
 
15 März 1991 
An diesem Tage fand im Bundesaußenministerium in Bonn die offizielle Zeremonie der Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde zum Vertrag über die endgültige Regelung in Bezug auf Deutschland durch 
den Botschafter der UdSSR, V. Terechov, statt. "Mit der Übergabe dieser Urkunde tritt der Vertrag für 
alle Staaten, die ihn unterzeichnet haben, in Kraft", erklärte der sowjetische Botschafter.  Damit wird 
unter die 'Nachkriegs'‐Regelung ein endgültiger Strich gezogen. Das vereinte Deutschland wird ein 
gleichberechtigtes und souveränes Mitglied der Weltgemeinschaft. Die Rechte und die Verantwortung 
der Vier Mächte in Bezug auf Berlin und auf Deutschland als Ganzes sind damit endgültig 
aufgehoben. 
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Am 03. Oktober 1990 ist gemäß dem 2+4 Vertrag der Staat 
Deutschland laut der Präambel des Vertrages: 

IN DER ÜBERZEUGUNG, dass die Vereinigung Deutschlands als Staat mit endgültigen 
Grenzen ein bedeutsamer Beitrag zu Frieden und Stabilität in Europa ist,  
 
als neuer, international anerkannter Staat entstanden.  
  
 
Vereinte Nationen 
 
Deutschland  

-- Die Deutsche Demokratische Republik und die  

-- Bundesrepublik Deutschland wurden am  

18. September 1973 Mitglieder der Vereinten Nationen  

Durch den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 

1990 haben sich die beiden deutschen Staaten vereinigt und bilden einen souveränen Staat. 

(am 03. Okt. 1990 ist mit der UN verlinkt) 

 
Dementsprechend ist der Staat Deutschland auf dem Gebiet des 
ehemaligen Deutschen Reiches entstanden und ist aufgrund der 
ndgültigen Grenzen geographisch teilidentisch mit dem DR. e 

Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland sein und werden am Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags 
endgültig sein. 
  
Es steht also fest, dass das Deutsche Reich, die 
Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische 
Republik und ganz Berlin am 03. Oktober 1990 in dem Staat 
Deutschland mit seinen endgültigen Grenzen untergegangen sind. 
 
Dadurch erhielt der Staat Deutschland, der am 03. Oktober 1990 
entstand, im Sinne des 2+4 Staatsvertrages am 15. März 1991 
seine endgültige volle Souveränität. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.unric.org/index.php?option=com_content&task=view&id=4116&Itemid=41
http://www.unric.org/index.php?option=com_content&task=view&id=4116&Itemid=41
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Die Chronologische Geschichte im Auszug dazu und  
warum uns erzählt wird, Deutschland sei die BRD. 

 
 
Im Februar 1990 erklärte Herr Dr. Kohl in einem Gespräch 
gegenüber Präsident Bush sen., Außenminister J. Baker und 
anderen was er unter Deutschland als Ganzes verstehen würde; 
die BRD, die DDR und Ganz Berlin. Diese Aussage wurde in die 
2+4 Gespräche übernommen. Schon während des ersten 
Staatsvertrages über die Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion, versuchte die BRD die DDR nach Artikel 23 
dahingehend zu bewegen mit diesem Staatsvertrag der BRD 
beizutreten. 
 
 
08. Juni. 1990 
 
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,  
wir möchten Ihnen mitteilen, dass die Drei Westmächte im Lichte der jüngsten Entwicklungen in 
Deutschland und in der internationalen Lage bestimmte Aspekte Ihrer Vorbehalte zum Grundgesetz 
einer erneuten Prüfung unterzogen haben. Die Vorbehalte der Drei Westmächte in Bezug auf die 
Direktwahl der Berliner Vertreter zum Bundestag und das volle Stimmrecht der Vertreter Berlins im 
Bundestag und im Bundesrat, die insbesondere im Genehmigungsschreiben vom 12. Mai 1949 zum 
Grundgesetz angesprochen sind, werden hiermit aufgehoben. Die Haltung der Alliierten, "dass die 
Bindungen zwischen den Westsektoren Berlins und der Bundesrepublik Deutschland aufrechterhalten 
und entwickelt werden, wobei sie berücksichtigen, dass diese Sektoren wie bisher kein Bestandteil 
(konstitutiver Teil) der Bundesrepublik Deutschland sind und auch weiterhin nicht von ihr regiert 
werden, bleibt unverändert." (BGBl. Jahrgang 1990 Teil I, S. 1068)  
 
 
Die Alliierten spielten also bei diesem Versuch die DDR über 
den ersten Staatsvertrag „Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion“ nach Art. 23 zu annektieren, nicht mit. Das war 
nicht nur eine klare Absage sondern auch eine Warnung. 
 
 
04. Juli 1990 
Man trat mit der DDR in die ersten Verhandlungen über eine 
mögliche Vereinigung ein. Hierbei wurde auch gleich festgelegt 
das es sich um keinen Staatsvertrag handeln sollte und dieser 
durch Umbenennung in Einigungsvertrag die gewollte (Ver-) 
Einigung wie unter Brüdern und Schwestern aufzeigen sollte. 
 
 
 
17. Juli 1990 
Aufgrund des Gespräches zwischen Herrn Dr. Kohl, Präsident 
Bush sen. und Außenminister J. Baker im Februar des Jahres (s. 
oben), „...die BRD, die DDR und ganz Berlin“. Diese vorab 
getätigte Aussage wurde auch so in die, 2 wollen sich 
vereinigen und 4 hatten darüber zu entscheiden, Verhandlungen 
übernommen. 
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Nach diesem Protokollauszug 354 A (u. B) wurde der 2+4 
Staatsvertrag erstellt. Unter Nr. 4 steht, dass die BRD u. DDR 
sicherstellen dass in der Verfassung des vereinten Deutschland 
keinerlei Bestimmungen enthalten sind[…].  
 
Der damaligen Bundesregierung war ab dem 17. Juli 1990 klar, 
dass ein vereintes Deutschland nur möglich wird über den 2+4 
Staatsvertrag mit einer Verfassung, die das Volk in freier 
Selbstbestimmung bestätigt (Plebiszit). 
Das hätte einen Machtverlust der Parteien bedeutet, denn bei 
der geforderten Verfassung nach Artikel 146 GG a. F. hätte 
nicht nur das Grundgesetz seine Gültigkeit sondern auch die 
Bundesrepublik Deutschland ihren Bestand verloren.  
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18. Juli 1990 
 

 
 
 
 
 
Am selben Tag geschah noch etwas anderes, das aufzeigt, dass 
das damalige BRD Regime nicht daran dachte in dem vereinten 
Staat Deutschland unterzugehen. 
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Man hielt zwar eine Verzahnung mit dem 2+4 Vertrag für 
angebracht aber nicht erwähnenswert.  
 
 
31. August 1990 
 
Art 45 Inkrafttreten des Vertrags 
(1) Dieser Vertrag einschließlich des anliegenden Protokolls und der Anlagen I bis III tritt an dem Tag 
in Kraft, an dem die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik einander mitgeteilt haben, dass die erforderlichen innerstaatlichen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 
(2) Der Vertrag bleibt nach Wirksamwerden des Beitritts als Bundesrecht geltendes Recht. 
Geschehen zu Berlin am *31. August 1990 in zwei Urschriften in deutscher Sprache Bundesrepublik 
Deutschland Dr. Wolfgang Schäuble, Deutsche Demokratische Republik Günther Krause 
 
 
 
12. September 1990 
 
Dieses ist das Datum des Untergangs der BRD, DDR und ganz 
Berlin. Natürlich entsteht nun die Frage, warum am 12. 
September und nicht am 03. Okt. 1990, wie bisher behauptet 
wurde. 
 
 
 



 

 8

Die Erklärung ist einfach: 
  
Nach der Unterzeichnung des 2+4 Staatsvertrages am 12. Sept. 
90 zu Moskau hätten sich beide Regierungen auflösen müssen. Es 
hätte aus beiden Regierungen ein parlamentarischer Ausschuss 
gebildet werden müssen, dessen Funktion der, des 
parlamentarische Rates von 1948/1949 entsprochen hätte. Nur 
dieser Ausschuss wäre berechtigt gewesen die laufenden 
Geschäfte und Verhandlungen fortzusetzen. Da die Alliierten 
eine Verfassung forderten, hätte also dieser Ausschuss: 
 
entweder das Grundgesetz der Alliierten vom 23. Mai 1949 
aufzuheben und eine neue Verfassung zu erstellen oder aber die 
49er Verfassung, die bereits bestand, zu ändern gehabt.  
 
Diese geforderte Verfassung, hätte dem Volk danach 
entsprechend dem Selbstbestimmungsrecht für ein Referendum/ 
Volksentscheid vorgelegt werden müssen.  
 
Nur der Vorsitzende dieses Ausschusses wäre berechtigt 
gewesen, die Ratifikationsurkunde am 03.Oktober 1990 zu 
unterschreiben. 
 
Denn einerseits hatte man sich innerhalb des deutsch – 
deutschen Einigungsvertrages auf das Grundgesetz der 
Alliierten vom 23. Mai. 1949 geeinigt, dem aber andererseits  
die sozialistische Verfassung der DDR im Wege stand. SU - 
Außenminister Eduard Schewardnadse hob deshalb rechtmäßig 
beide sozialistischen Verfassungen der DDR im Rahmen der 2+4 
Verhandlungen am 12. September 1990 auf. Die Deutsche 
Demokratische Republik war ab diesem Zeitpunk schon aufgrund 
der fehlenden Legitimation handlungsunfähig geworden.  
Daher konnte die DDR auch keine Länder mehr zum 03. Oktober 
1990 in Kraft setzen, bewiesen durch Artikel 1 Abs. 1 des 2+4 
Staatsvertrages. 
 
Artikel 1 Abs. 1 des 2+4 Vertrages erklärt: 

(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der 
Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen 
Republik und ganz Berlins umfassen.  

Es wird ausgeführt die Gebiete (Mehrzahl) damit sind die Länder 
der BRD gemeint(Komma), das Gebiet der DDR und ganz Berlin. Die 
Deutsche Demokratische Republik besaß bei der Unterzeichnung 
des 2+4 Vertrages, keine Länder sondern stellte ein ganzes 
Gebiet dar. Sonst hätte hier stehen müssen „die Gebiete der 
Deutschen Demokratischen Republik“ und das, weil die DDR noch 
ein eigenständiger Staat war.  
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18. September 1990 
Das Bundesgesetzblatt II finden Sie hier: 
http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl
unter dem Datum des 28.09.1990 
 
 
 

 
 
bekannt gemacht.  
BGBl. II S. 885 in Kraft ab 03.10.1990 Präambel, 23, 51, 135a, 143, 146
 
 
27./28. September 1990 
 
Zu diesem Datum kam es zu einer sehr merkwürdigen 
Teilsuspendierung des Vertrages zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen, besser bekannt als 
Überleitungsvertrag (Krieg u. Besatzung) der zu dem Zeitpunkt 
sinnlos war. Diese Teilsuspendierung war sinnlos, weil die 4 
Außenminister der Alliierten vom 01./02. Oktober die 
„Erklärung zur Aussetzung der Wirksamkeit der Vier-Mächte-
Rechte und – Verantwortlichkeiten“ getätigt hatten. Hieraus 
ergab sich ein Widerspruch zu der getätigten 
Teilsuspendierung. 
 
Folgende Bestimmungen des Überleitungsvertrags bleiben jedoch 
in Kraft, es interessiert hierbei nur: 
 
Erster Teil: 
Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 bis Rechtsvorschriften aufzuheben 
der zu ändern sowie Absätze 3, 4 und 5 o
 
 
 
 
 
 

http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl
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Erster Teil ALLGEMEINE B
Artikel 1 in den Sätzen 

ESTIMMUNGEN 

a) Die Organe der Bundesrepublik und der Länder sind gemäß 
ihrer im Grundgesetz festgelegten Zuständigkeit befugt, von 
den Besatzungsbehörden erlassene Rechtsvorschriften aufzuheben 
oder zu ändern, 
 
Wäre Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 (bis Rechtsvorschriften aufzuheben 
oder zu ändern) in Kraft geblieben, dann hätte man das alliierte 
Grundgesetz vom 23. Mai 1949 nicht gegen eine politische 
Verfassung austauschen brauchen. Ferner wäre die 
Bundesrepublik berechtigt gewesen, erlassene 
Rechtsvorschriften der Besatzungsbehörden aufzuheben oder zu 
ändern und das ohne Genehmigung der Alliierten. Einfach 
ausgedrückt, dieser Überleitungsvertrag hätte somit auch im 
Ganzen aufgehoben werden können und das mit Verweis auf die 
Aussetzung „Erklärung zur Aussetzung der Wirksamkeit der Vier-
Mächte-Rechte und Verantwortlichkeiten“.  
 
Man könnte also zu der Annahme kommen die Bundesrepublik, sei 
tatsächlich dazu berechtigt gewesen.  
 
Aber Vorsicht, es handelt sich hierbei um zwei verschiedene 
Verträge. Nach eingehender Analyse dieser Teilsuspendierung 
muss festgestellt werden, das die getätigte Aussage Artikel 1 
Absatz 1 Satz 1 ist: „..bis Rechtsvorschriften aufzuheben oder 
zu ändern“. Damit beginnt dieser Artikel 1 mit „sofern im 
Vertrag […]“. 
 
Die geänderte Fassung lautet also: 
Artikel 1 
(1) Sofern im Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei 
Mächten oder in den in dessen Artikel 8 aufgeführten Zusatzverträgen nichts anderes bestimmt ist. Bis 
zu einer solchen Aufhebung oder Änderung bleiben von den Besatzungsbehörden erlassene 
Rechtsvorschriften in Kraft. Vom Kontrollrat erlassene Rechtsvorschriften dürfen weder aufgehoben 
noch geändert werden. Rechtsvorschriften, durch welche die vorläufigen Grenzen der Bundesrepublik 
festgelegt worden sind, oder die nach anderen Bestimmungen des Vertrags über die Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten oder der Zusatzverträge in Kraft bleiben, 
dürfen nur mit Zustimmung der Drei Mächte geändert oder aufgehoben werden. 
 
Absatz (2) Aufgehoben 
Absatz (3) 
Der in diesem Vertrag verwendete Ausdruck „Rechtsvorschriften“ umfasst Proklamationen, Gesetze, 
Verordnungen, Entscheidungen (mit Ausnahme gerichtlicher Entscheidungen), Direktiven, 
Durchführungsbestimmungen, Anordnungen, Genehmigungen oder sonstige Vorschriften ähnlicher 
Art, die amtlich veröffentlicht worden sind. Die Bezugnahme auf eine einzelne Rechtsvorschrift 
schließt alle und jeden ihrer Teile, einschließlich der Präambel, ein, sofern nicht ausdrücklich etwas 
*anderes bestimmt ist. 
(
 
*Verweis auf den 2 + 4 Vertrag vom 12. September. 1990) 

Absatz (4) 
Die amtlichen Texte der in diesem Artikel erwähnten Rechtsvorschriften sind diejenigen Texte, die zur 
Zeit des Erlasses maßgebend waren. 
(T
 
eilsuspendierung vom 27./28. September 1990) 
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Absatz (5) 
Der Ausdruck „Besatzungsbehörden“, wie er in diesem Teil verwendet wird, bedeutet den Kontrollrat, 
die Alliierte Hohe Kommission, die Hohen Kommissare der Drei Mächte, die Militärgouverneure der 
Drei Mächte, die Streitkräfte der Drei Mächte in Deutschland, sowie Organisationen und Personen, die 
in deren Namen Befugnisse ausüben oder im Falle von internationalen Organisationen und 
Organisationen anderer Mächte (und der Mitglieder solcher Organisationen) mit deren Ermächtigung 
handeln, schließlich die bei den Streitkräften der Drei Mächte dienenden Hilfsverbände anderer 
Mächte. 
 
 
 
Die DDR mit „ihren virtuellen Ländern“ konnte also nach dieser 
Teilsuspendierung überhaupt nicht der BRD beitreten. Denn 
Artikel 1 Abs. 1 des 2+4 Staatsvertrages stellt 
unmissverständlich klar, das vereinte Deutschland besteht aus 
[…]. 
 
 
Der etwas andere Vertrag vom: 
 
01./02. Oktober 1990 
 

Aussetzung der Wirksamkeit der  
Vier- Mächte- Rechte und - Verantwortlichkeiten 

 
Erklärung vom 02. Oktober. 1990: 
Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika, 
vertreten durch ihre Außenminister, die am 1. Oktober 1990 in New York zusammengetroffen sind, 
unter Berücksichtigung des am 12. September 1990 in Moskau unterzeichneten Vertrags „(2+4)“ über 
die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland, der die Beendigung ihrer Rechte und 
Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes festlegt, erklären, dass die 
Wirksamkeit ihrer Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes 
mit Wirkung vom Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands „(03. Oktober 1990)“ bis zum Inkrafttreten 
des Vertrags „(15. März. 1991)“ über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland 
ausgesetzt wird. Als Ergebnis werden die Wirksamkeit der entsprechenden, damit 
zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken und die Tätigkeit aller 
entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte ab dem Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands 
ebenfalls ausgesetzt. 
 
 
Es ist also auch hier festzustellen dass der Vertrag zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 
(„Überleitungsvertrag 27./28. September 1990“) 
und die Aussetzung der Wirksamkeit der Vier-Mächte-Rechte und 
-Verantwortlichkeiten sich ausschließlich auf den 2+4 
Staatsvertrag vom 12. September 1990 beziehen. Somit nur das 
vereinte Deutschland, den Staat Deutschland und seine volle 
Souveränität betrifft aber nicht eine Bundesrepublik. So wie 
dieser Staat auch bei den Vereinten Nationen ab 03. Oktober 
1990 eingetragen worden ist. 
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Zur Erinnerung: 
 
Vereinte Nationen 
Deutschland  

-- Die Deutsche Demokratische Republik und die  

-- Bundesrepublik Deutschland wurden am  

18. September 1973 Mitglieder der Vereinten Nationen  

 

Durch den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. 

Oktober 1990 haben sich die beiden deutschen Staaten vereinigt und bilden einen souveränen Staat. 

 
 
 
Am 03. Oktober 1990  
 
...wurde also die Ratifizierungsurkunde unterzeichnet, die BRD 
und DDR haben sich vereinigt (Nachweis Seite 2)und am 13. Oktober 
1990 hat das vereinte Deutschland nach Artikel 1 Abs. 1 des 
2+4 Vertrages diese Urkunde für Deutschland als Staat 
hinterlegt. 

 
Artikel 1 Auszug 
(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 
Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen.  

Demzufolge hätte an diesem 03. Oktober 1990 der neue Staat 
Deutschland mit seinem neu und international anerkannten 
Geltungsbereich:   

Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland sein und werden am Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags 
endgültig sein.  

 
offiziell und öffentlich proklamiert werden müssen. Dieses 
wurde unterschlagen. 
 
Dem deutschen Volk und der Presse wird erläutert, wir seien 
wiedervereinigt. Weiterhin wird behauptet dass die Länder der 
DDR gleichzeitig Länder der BRD geworden wären. 
Die DDR war jedoch mit dem 12. September 1990 schon, und die 
BRD wurde durch den Überleitungsvertrag (Krieg u. Besatzung) am 
27./28. September entmachtet. Eine Änderung des Grundgesetzes 
der Alliierten vom 23. Mai 1949, sowie es im deutsch - 
deutschen Einigungsvertrag (Artikel 1 bis 6)geschrieben steht war 
unmöglich. 
 
 
 
 

http://www.unric.org/index.php?option=com_content&task=view&id=4116&Itemid=41
http://www.unric.org/index.php?option=com_content&task=view&id=4116&Itemid=41
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Da stimmt etwas nicht.  
 
Wir haben doch etwas Vergleichbares: 

 
 
Das Saarland trat also damals wobei dieses nun unerheblich 
ist, nach dem Alliierten Grundgesetz entweder nach Artikel 23 
Geltungsbereich oder Art. 29 Gebietserweiterung bei. 
 
Wenn also wie behauptet wird, dass die DDR der BRD nach Art. 
23 des Alliierten GG beigetreten ist müßte sich doch darüber 
genauso ein Nachweis finden lassen, wie bei dem Saarland. 
 
Oder aber die Länder hätten nur nach dem 
Ländereinführungsgesetz des Alliierten GG nach Art. 23 
Geltungsbereich oder Art. 29 Gebietserweiterung beitreten 
können.  
Tatsache ist, wir können nur feststellen das in der damaligen 
DDR: 
 

 
 
 
wie können diese ohne Beitrittsnachweis (s. o. Saarland) 
Länder der BRD werden. 
 

? 
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Am 16. Oktober 1990 hat es eine Bekanntmachung gegeben. 

 
 
 
Im oberen Bereich wird gesagt: 
Herstellung der Einheit Deutschlands. Einheit bedeutet 
Nationalstaat mit Verfassung, vom 16 Oktober 1990.  
Im unteren Bereich wird rückwirkend die Bekanntmachung vom 23. 
Sept. 1990 wieder aufgehoben und erklärt dass der 
Einigungsvertrag nach dem Artikel 7 am 29. September 1990 in 
Kraft getreten sei. Schon in unserer Klage hatten wir 
festgestellt, dass die Artikel 1 bis 6 ungültig seien ohne die 
auch getätigte Bekanntmachungen näher durchleuchtet zu haben. 
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Schauen wir uns den Einigungsvertrag nach Artikel 7 einmal 
genauer an. 
 
Artikel 7 Finanzverfassung 
(1) Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland wird auf das in Artikel 3 genannte Gebiet 
erstreckt, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 
(2) Für die Verteilung des Steueraufkommens auf den Bund sowie auf die Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände) in dem in Artikel 3 genannten Gebiet gelten die Bestimmungen des Artikels 106 
des Grundgesetzes mit der Maßgabe, daß […] 
 
Also beginnt der Einigungsvertrag für den Staat Deutschland 
und nicht für eine Bundesrepublik, nach ihrem Artikel 7 
Finanzverfassung, gemäß der obigen Bekanntmachung „Herstellung 
der Einheit = Staat Deutschlands“ vom 16. Oktober 1990. Nun 
wird hier u. a. erklärt dass die Finanzverfassung sich auf das 
Gebiet in Artikel 3 erstrecken würde. Schauen wir uns auch 
dieses einmal an: 
 
Artikel 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes 
Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1481), in den Ländern Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen Anhalt und Thüringen sowie in dem Teil des Landes 
Berlin, in dem es bisher nicht galt, mit den sich aus Artikel 4 ergebenden Änderungen in Kraft, soweit 
in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 
 
Fällt da etwas auf? 
 
Dieser Einigungsvertrag beginnt nicht mit Artikel 1 
 
Artikel 1 Länder 
(1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik 
Deutschland gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes am 3. Oktober 1990 werden die Länder […] 
 
(2) Die 23 Bezirke von Berlin bilden das Land Berlin. 
 
Demzufolge, ist weder die DDR der BRD beigetreten noch sind 
die Länder der DDR gleichzeitig Länder der BRD geworden. 
 
Ab 12. September 1990 besaßen regulär weder das BRD- noch das 
DDR Regime eine Legitimation. Die zwei sozialistischen 
Verfassungen der DDR wurden aufgehoben. Mit dem 27./28. 
September wurde das BRD Regime entmachtet, sodass keine 
Änderungen mehr an dem alliierten GG vorgenommen werden 
konnten. Nun greift auch die Erklärung der Alliierten vom 8. 
Juni 1990 wieder. 
  
"dass die Bindungen zwischen den Westsektoren Berlins und der 
Bundesrepublik Deutschland aufrechterhalten und entwickelt werden, wobei 
sie berücksichtigen, dass diese Sektoren wie bisher kein Bestandteil 
(konstitutiver Teil) der Bundesrepublik Deutschland sind und auch weiterhin 
nicht von ihr regiert werden, bleibt unverändert." (BGBl. Jahrgang 1990 
Teil I, S. 1068) 
Der Beweis: 
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Demzufolge wäre der Bundestag also bis dato arbeitsunfähig 
gewesen. Was da wohl die gesamte Zeit über gemacht wurde? 
 
Es stellt sich auch besonders die Frage, wenn 1999 über den 
Bundestag in Berlin eine Entscheidung getroffen wurde, warum 
das in BONN, das zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr Bundes-
Hauptstadt war, von Herrn Thierse in seiner Funktion als 
Bundestagspräsident abgezeichnet wurde. 
 
Darüber hadert die BRD auch weiterhin. Zu erlesen unter 
„...mit der Vollendung der Einheit = Staat Deutschland“, denn 
das "Übereinkommen zur Regelung bestimmter Fragen in Bezug auf 
Berlin" zwischen den Westalliierten und der "BRD" existiert 
auch weiterhin und so wurde folgender Text in Art. 4 dieses 
Übereinkommens festgelegt (BGBl. II, S. 1274 ff.):  
 
„Alle Urteile und Entscheidungen, die von einem, durch die 
alliierten Behörden oder durch ein, derselben eingesetztes 
Gericht oder gerichtliches Gremium vor Unwirksamwerden der 
Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in oder in 
Bezug auf Berlin erlassen worden sind (mit Verweis auf Seite 11), bleiben 
in jeder Hinsicht nach deutschem Recht rechtskräftig und 
rechtswirksam und werden von den deutschen Gerichten und 
Behörden wie Urteile und Entscheidungen deutscher Gerichte und 
Behörden behandelt“. Das wurde durch das Gesetz zur 
Bereinigung des Besatzungsrechts (BRBG) vom 30.11.2007 wieder 
bestätigt. Die BRD gilt somit nach wie vor dem 03. Oktober 
1990 als besetzt. 
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Außerdem ist die Konsequenz aus dem vorgenannten Umstand doch 
sehr eindeutig:  
1. Alle, in Berlin gefassten Beschlüsse des Bundestages sind 
ungültig, da dieser Bundestag dort nicht arbeitsfähig war.  
2. Durch das Inkrafttreten des 2+4 Vertrages, sind alle danach 
erfolgten Beschlüsse, Gesetze und Verordnungen des Bundestages 
unwirksam, da er keine Funktionsberechtigung in einem Staat 
Deutschland hatte.  
3. Da der Staat Deutschland nun proklamiert wurde, ist das 
Besatzungsrecht für den Staat Deutschland ab 03.10.1990 
erloschen. Es steht also nur eine nicht mehr existierende BRD 
immer noch unter Besatzungsrecht. 
 
 
Die Bekanntmachung vom 16. Oktober 1990 erklärt auch eindeutig 
dass nach ihrem Artikel 7 der Einigungsvertrag in Kraft 
gesetzt wurde. Das heißt also, alle nachfolgenden Artikel, 8, 
9, 10 usw. besitzen Rechtsgültigkeit. 
 
Artikel 3 beginnt vor 7 und ist somit ungültig aufgrund der 
Tatsache dass dieser Vertrag nicht nach Artikel 1 beginnt, 
weil gemäß Artikel 1 Abs. 1 des 2+4 Staatsvertrages beide 
Teilstaaten und Berlin am 03. Oktober 1990 in den endgültigen 
Staat Deutschland untergegangen sind. 
 
Die DDR besitzt somit nach wie vor keine Länder und konnte 
auch keine Länder nach Artikel 23 des alliierten Grundgesetzes 
zu der BRD beisteuern. 
 
Damit dieser begangene Betrug nicht aufgedeckt würde, blieb 
dem BRD Regime nichts anderes übrig als das alliierte GG zu 
kopieren, dieses mit den Artikel 4 und 5 des 
Einigungsvertrages zu kaschieren und so zu tun als wenn die 
DDR und Länder nach Art. 1 beigetreten wären. 
 
Artikel 4 Einigungsvertrag „die Präambel der politischen Verfassung“ 
Innerhalb des Geleitwortes von Herrn Dr. Lammert wird eindeutig 
erklärt, das mit Beitritt der 5 neuen Länder zur Bundesrepublik 
Deutschland aus dem vorherigen provisorischen GG, ab dem 03. Oktober 
1990 die unbestrittene Grundlage der politischen Verfassung (?) des 
Landes im Sinne einer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft 
geworden ist.  
 
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, 
als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat 
sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz 
gegeben. Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 
Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet.  
 
Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk. 
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Man kann an dieser Präambel des GG für die BRD den gesamten 
2+4 Staatsvertrag nachweisen. Wie vorab schon erklärt hielt 
man zwar eine Verzahnung mit dem 2+4 Vertrag für angebracht 
aber nicht erwähnenswert. 
 
Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, 
von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das 
Deutsche Volk , […] haben in freier Selbstbestimmung die 
Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet.  
 
Auszug aus der Präambel des 2+4 Vertrages: 
IN WÜRDIGUNG DESSEN, daß das deutsche Volk in freier Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts seinen Willen bekundet hat, die staatliche 
Einheit Deutschlands herzustellen, um als gleichberechtigtes und 
souveränes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu 
dienen,  
 
Es ist aber noch mehr beweisbar. Setzt man einmal die 
Unterstrichenen Wörter zusammen: 
 
„...als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen hat das Deutsche Volk die Einheit 
und Freiheit Deutschlands vollendet...“ 
 
Man kann also feststellen: 
das Deutsche Volk 
unter Einheit wird die Errichtung eines deutschen  
Nationalstaates mit einer Verfassung verstanden. 
 
Die Freiheit  
umfasste die bürgerlichen Freiheiten: Meinungs‐, Rede‐, 
Presse‐, Versammlungs‐, Vereinigungs‐, Gewerbe‐, 
Auswanderungs‐ und Niederlassungsfreiheit. Dazu gehörte auch 
die Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz 
unabhängig vom Geburtsstand. 
 
Und das wichtigste Deutschland wurde vollendet. 

 
Artikel 1 (1) […] Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland sein und werden am Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags 
endgültig sein. […]  

Wie vorab schon festgestellt, besitzt die DDR keine Länder und 
konnte nicht nach Artikel 1 des Einigungsvertrages beitreten. 
Die BRD konnte das alliierten Grundgesetz vom 23. Mai 1949 
nicht ändern. In der Präambel dieser politischen Verfassung 
dem GG sind somit 5 Länder zu viel.  

In Artikel 20 Abs. 1 des GG findet man eine Bundesrepublik, 
die zweite Staatsform vor, die nach Abs. 3 an die 
verfassungsgemässe Ordnung gebunden ist. 
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In den Schlussbestimmungen findet man in Artikel 144 Abs. 2 
folgendes: 

(2) Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in 
Artikel 23 aufgeführten Länder oder in einem Teile eines 
dieser Länder Beschränkungen unterliegt, hat das Land oder der 
Teil des Landes das Recht, gemäß Artikel 38 Vertreter in den 
Bundestag und gemäß Artikel 50 Vertreter in den Bundesrat zu 
entsenden. 

Artikel 144 bestimmt also dass die in Artikel 23 aufgeführten 
Länder, Vertreter in den Bundestag und Bundestag entsenden 
können. 

Es ist also richtig, dass mit dem Austausch des alliierten 
Grundgesetzes gegen dieses Nachfolge-GG am 03. Okt. 1990 
Artikel 23 Geltungsbereich nach Artikel 4 Abs. 2 des 
Einigungsvertrages aufgehoben wurde. Die BRD nach Artikel 20 
Abs.1 dieses Nachfolge-GG besitzt seit dem 03. Okt. 90 
überhaupt keine Länder mehr.  

Der Verweis auf die Länder in der Präambel dieses Nachfolge-GG 
ist unbestimmt also unzulässig, denn wie vorab gezeigt wurde: 

 

Zur Erinnerung, „...als gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das 
Deutsche Volk, [Länder] haben in freier Selbstbestimmung die 
Einheit [Staat] und Freiheit [bürgerlichen Rechte] 
Deutschlands vollendet.“ 

 

Es kann festgestellt werden, dass die, in der Präambel 
benannten Länder, eindeutig Deutschland und nicht einer 
Bundesrepublik nach Artikel 20 Abs. 1 Nachfolge-GG zugeordnet 
sind. Auch dann, wenn der Staat Deutschland regulär noch keine 
Länder besitzen kann. 

Demzufolge ist auch das Nachfolge-GG nach Artikel 144 Abs. 1 
nie in Kraft getreten. 

 

Nun wird natürlich jeder sagen, wenn die DDR keine Länder 
gründen, die BRD das alliierten GG nicht ändern konnte und 
dieses Nachfolge-GG seit dem Austausch ungültig ist, müsste 
doch eigentlich das alliierten Grundgesetz vom 23. Mai 1949 
Rechtskraft besitzen. Dann könnte die BRD nach Artikel 144 in 
Verbindung mit Artikel 23 Vertreter wieder in den Bundestag 
entsenden. 
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Das ist von der Annahme her richtig aber grundsätzlich falsch. 

 

Nach Artikel 23 dieses alliierten Grundgesetzes besitzt die 
BRD nur 11 Länder und nicht 16, denn in diesem Bundestag und 
Rat sitzen Vertreter von 5 Ländern der DDR, die rechtlich 
überhaupt nicht existieren.  

 

Also kann auch hier mit ruhigen Gewissen erklärt werden, dass 
die herrschende Politeska der Parteien CDU, CSU, FDP, SPD, 
Grüne/B90 und die Linke seit 03. Oktober 1990 mittels eines 
Kalten Putsches zu deren politischem Machterhalt, Volksbetrug, 
Volkshoch- und Verfassungshochverrat begangen haben. 

Der Staat Deutschland der seit dem 03. Okt. 90 existiert wird 
völkerrechts- und verfassungswidrig besetzt gehalten! 

 

Um den Machtverlust der Parteien zu verhindern, wurde die 
„politische Verfassung“ eingesetzt. Dadurch wurden 
insbesondere: 

1.) der begangene Betrug am Volk weiterhin kaschiert 

2.) der Fortbestand der Bundesrepublik Deutschland als 
Parteienstaat gesichert 

3.) dem 2+4 Vertrag vermeintlich Genüge getan, da dieser 
Vertrag eine Verfassung fordert über die das Volk in freier 
Selbstbestimmung zu entscheiden hatte 

4.) Artikel 146 GG a. F. mit der getätigten Änderung aus dem 
Verkehr gezogen 

5.) der Eindruck erweckt, dass die politische Verfassung einer 
Verfassung gemäß den Bestimmungen nach Artikel 1 Abs. 4 des 
2+4 Staatsvertrages gleichkommt 

6.) und erklärt, dass der 2+4 Staatsvertrag identisch sei mit 
dem Innerdeutschen Einigungsvertrag 

 

Die BRD besitzt seit dem 03. Okt. 1990 ebenfalls keine Länder 
mehr, was Art. 1 Abs. 1 des 2+4 Vertrages beweist.  
Es wurde durch den 2+4 Vertrag eine Verfassung gefordert. Wäre 
diese entstanden, hätte das alliierte Grundgesetz gemäß 
Artikel 146 seine Gültigkeit verloren. Man hätte die Länder 
direkt in die Verfassung übernehmen können und mittels 
Referendum (Volksentscheid) darüber das Volk des Staates 
Deutschland in den endgültigen Grenzen abstimmen lassen. Wenn 
die Länder nicht in die Verfassung aufgenommen werden, hätten 
diese nach Staatsgründung, neu nach dem 
Ländereinführungsgesetz konstituiert werden müssen. 
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Deutschland besitzt aber eine Verfassung aus dem Jahre 1949 
vom 07. Oktober, die noch immer in Kraft ist. 

Art. 1.  
Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf den deutschen 
Ländern auf.  
Auch diese Verfassung wurde uns unterschlagen. Denn hier wird 
erklärt […] sie baut sich auf den deutschen Ländern auf, mehr 
steht hier nicht. Dieser Verfassung fehlt also der 
Geltungsbereich aufgrund der Tatsache dass sich die Alliierten 
damals nicht über die Neutralität Deutschlands einigen 
konnten. 

Dennoch trat diese Verfassung mit der Ratifizierung am 03. 
Oktober 1990 in Kraft, auch hier hilft Art. 1 Abs. 1 des 2+4 
Vertrages erneut aus. 

 

Innerhalb dieses Artikels wird ein klarer Geltungsbereich 
ausgewiesen: 

Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland sein und werden am Tage des Inkrafttretens 
dieses Vertrags endgültig sein. 
Der Staat Deutschland, sowie dieser seit dem 03. Oktober 1990 
bei den Vereinten Nationen eingetragen ist, besitzt eine 
änderungsbedürftige Verfassung vom 30. Mai/07. Oktober 1949 
mit einem endgültigen Geltungsbereich in den Grenzen der 
ehemaligen BRD/DDR ab 03. Oktober 1990. 
 
Somit hat auch das Alliierten Grundgesetz vom 23. Mai 1949 
seine Gültigkeit ab dem 03. Oktober 1990 nicht nur verloren 
sondern die BRD besitzt genauso wenig Länder, wie die DDR. 
 
Bis einschließlich 02. Oktober 1990 galten u.a. die 
Reichsgesetze und die gesetzlichen Bestimmungen die nachdem 
alliierten Grundgesetz entstanden sind.  
Ab 03. Oktober 1990 gelten nur noch die gesetzlichen 
Bestimmungen die vom 23. Mai 1949 bis zum 02. Oktober 1990 
entstanden sind gemäß Artikel 144 der 49er Verfassung weiter. 
 
Alles andere ist ungültig. 
 
Es gibt somit nur noch den Staat Deutschland ohne Länder da 
diese damals nicht konstituiert wurden, eine 
änderungsbedürftige aber dennoch gültigen Verfassung, ein 
Staatsgebiet und ein Staatsvolk. 
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Seitdem 03. Oktober 1990 heißen wird nicht mehr Bundesrepublik 
Deutschland sondern: 
 
 
 
 

Staat Deutschland  
und die Nationalität lautet  

Deutschland 
 

 
 
 
 
 
Viele haben zwischenzeitlich angefragt woher wir unsere 
Legitimation beziehen. Auch dies ist einfach zu erklären: 
 
Nicht eine Bundesrepublik:  
 
sondern Deutschland ist als souveräner Staat seitdem 03. 
Oktober 1990 in den Vereinten Nationen eingetragen. Aufgrund 
dieser Tatsache besitzen wir das Recht nach der UN-Resolution 
A/RES/56/83 gemäß Artikel 9, zu agieren. 
  
Dieser besagt: 
Verhalten im Falle der Abwesenheit oder des Ausfalls der 
staatlichen Stellen. 
Das Verhalten einer Person oder Personengruppe ist als 
Handlung eines Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, 
wenn die Person oder Personengruppe im Falle der Abwesenheit 
oder des Ausfalls der staatlichen Stellen faktisch hoheitliche 
Befugnisse ausübt und die Umstände die Ausübung dieser 
Befugnisse erfordern. 
 
Wie vorab erläutert, der Staat Deutschland existiert, besitzt 
ein Staatsgebiet und ein Staatsvolk aber keine Regierung. Da 
eine Verfassung existiert können wir noch zusätzlich einzelne 
Positionen vorübergehend einnehmen bis die eigentliche 
Staatlichkeit hergestellt ist. 
 
Nach der getätigten Proklamation vom 23. Mai 2009 nach dem 2+4 
Staatsvertrag rückwirkend zum 03. Oktober 1990, haben wir 
sogar das offizielle Recht nach: 
  
Nach KAPITEL II,  
Wiedergutmachung des Schadens und ARTIKEL 35 Restitution der 
vorbenannten UN Resolution 
Abs. 1 des Artikels: 
(1) Ein für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortlicher 
Staat (in diesem Fall die BRD) ist verpflichtet, Restitution 

http://www.staat-deutschland.de/downloads/unresdeutschilcstaaten.pdf
http://www.staat-deutschland.de/downloads/unresdeutschilcstaaten.pdf
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zu leisten, das heißt den vor der Begehung der Handlung 
herrschenden Zustand wiederherzustellen, sofern und soweit die 
Restitution 
a) nicht tatsächlich unmöglich ist; 
b) nicht mit einer Belastung verbunden ist, die außer allem 
Verhältnis zu dem Nutzen steht, der durch Restitution anstelle 
von Schadenersatz entsteht.  
 
Die Forderung auf Herausgabe des Staates Deutschland mit 
seiner gültigen Verfassung vom 7. Oktober 1949 ab 03. Okt. 
1990 gemäß dem 2+4 Staatsvertrages vom 12. September 1990, 
wobei der Staat Deutschland eindeutig der verletzte Staat 
gemäß Artikel 42 Abs. 1 a dieser Resolution ist; ist nach 
Artikel 35 Abs. 1  
(a) nicht unmöglich und nach  
(b) mit keiner Belastung verbunden! 
 
Genau das hatten wir schon in unserem Widerspruch 
(04.04.09)gegen das Schreiben des genauso ungültigen Bundes- 
Verfassungsgerichtes beschrieben und geltend gemacht. 
 
Aufgrund dessen erhielten wir folgende „Kriegserklärung“ 

 
 
Am 12.04.09 erklärt Herr Müntefering dass Deutschland neu 
verfasst werden müsste und gab auch später kleinlaut zu, dass 
das GG damals tatsächlich ausgetauscht wurde. (Hört, Hört) Vor 
gar nicht langer Zeit erklärten dann Fr. Dr. Merkel u. Herr 
Dr. Schäuble dass das GG geändert werden müsste?? 
Man kann nicht etwas ändern das keine Gültigkeit besitzt! 
 
Wir besitzen nach der Internationalen getätigten Proklamation 
noch mehr Rechte. Von denen wir ggfs. auch Gebrauch machen 
werden. 
 
Artikel 43 
Anzeige des Anspruchs durch den verletzten Staat 
 
 
Artikel 48 
Geltendmachung der Verantwortlichkeit eines Staates durch 
einen anderen Staat als den verletzten Staat 
 
Da die drei Westalliierten es bis heute nicht bewältigt haben, 
diese BRD zu eliminieren, werden wir uns wahrscheinlich an den 
bisherigen passiv sich verhaltenen 4. Alliierten wenden müssen 
und diesen nach Art. 48 darum bitten, das dieser in der UN die 
Interessen des Deutschen Volkes und des rechtmäßigen Staates 
Deutschland zu vertreten gewillt ist. 
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Der Staat Deutschland ist ein neutraler Staat ähnlich wie die 
Schweiz. Dieser Staat hat keine Verträge nach dem 03. Oktober 
1990 mit der EU abgeschlossen. Der Lissaboner Vertrag ist 
somit obsolet. Einzig das Schengener Abkommen ist als gültig 
anzusehen. Solange keine berechtigte Volksregierung 
konstituiert wurde, die nach Inkraftsetzung einer neuen 
Verfassung oder dem vorliegenden Verfassungsvorschlag ihre 
Arbeit aufnehmen kann, ist keine andere  Vereinbarung zu 
akzeptieren. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gregor P. Braun 
Peter Hentschel 
 
 
 
 
 
 
 


